
  

Grundstücksgeschäfte

Eine Lokalzeitung kommentiert das Bauprojekt eines Unternehmers, rückt ihn in die
Nähe eines bundesweit bekannten Bankrotteurs, nennt sein Vorhaben eine
„Luftnummer“. Eine Woche später berichtet sie über den Selbstmord eines
Lokalpolitikers, der beim selben Unternehmen Büroflächen angemietet hat. Die
Zeitung zitiert die Polizei, die das Motiv der Tat in verschiedenen privaten
Geldgeschäften und deren Ergebnissen sieht. Der Mann habe sich wahrscheinlich
bei Immobiliengeschäften übernommen. Der Unternehmer sieht in der
Berichterstattung einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen dem Selbstmord
des Lokalpolitikers und seinem Unternehmen hergestellt. Er selbst werde mit einem
bekannten Bankrotteur verglichen, seine Firma negativ dargestellt. Der Betroffene
legt Beschwerde beim Deutschen Presserat ein. Die Chefredaktion des Blattes
erklärt, die kritische Begleitung des genannten Bauprojekts habe sich in den
vergangenen drei Jahren aus unzähligen Versprechungen, Vertröstungen,
Verwirrungen und Ungereimtheiten ergeben. Die Angelegenheit habe sich
inzwischen zu einem handfesten öffentlichen Skandal entwickelt. Dieser führe im
politischen wie im gesellschaftlichen Leben der Region zu weiteren Spekulationen.
Der Kommentar stelle eine Meinungsäußerung dar, die in ihrer überzogenen
Verallgemeinerung zwar streitbar sei, aber keinesfalls überraschend die Firma in den
vom Beschwerdeführer formulierten Misskredit bringe. (1997)

Bei der Beurteilung des Beitrags kommt der Presserat zu dem Schluss, dass der
letzte Absatz des Kommentars dazu geeignet ist, die Ehre des Unternehmers zu
verletzen. Obwohl sein Projekt vor Ort offenbar sehr umstritten zu sein scheint,
rechtfertigt es die Sachlage nicht, ihn durch eine bestimmte Begriffswahl
(„Kriminalität“, „Verbrecher“) sowie die Gegenüberstellung mit einem inzwischen
verurteilten Bankier in Richtung Kriminalität zu rücken. Hier ist die Zeitung einen
Schritt zu weit gegangen. Ihren Verstoß gegen Ziffer 9 des Pressekodex notiert der
Presserat in einem entsprechenden Hinweis. Die Berichterstattung über die
Selbsttötung des Lokalpolitikers hält der Presserat dagegen für korrekt. Das
Unternehmen des Beschwerdeführers durfte in diesem Fall genannt werden, da es in
geschäftlichen Beziehungen zu dem Mann, der Selbstmord begangen hat, stand.
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